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Sehr geehrter Herr Gotthardt (Vorsitzender des Europaausschusses), 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich freue mich sehr heute, fünf Tage vor der Europawahl, bei Ihnen im Maximilianeum 

sprechen zu dürfen und danke für die Einladung. Ich befinde mich heute im Herzen Europas 

– und wenn ich das hier sage, ist das alles andere als eine Schmeichelei. Es ist eine Tatsache, 

denn im Freistaat liegt ganz offiziell die geografische Mitte Europas.  

Am Europatag vor weniger als zwei Wochen haben die Europäischen Staats- und 

Regierungschefs im rumänischen Sibiu formuliert, was eine vereinte Union künftig alles 

erreichen kann, wenn sie nur will. Und auch wir als Kommission haben den Gipfel zum 

Anlass genommen, um einen Ausblick in die Zukunft zu wagen und Bilanz über das zu 

ziehen, was wir in den vergangenen fünf Jahren erreicht haben.  

Die Arbeit der Juncker-Kommission neigt sich langsam dem Ende entgegen, doch jedem 

Ende wohnt ein Anfang inne. Angesichts der Wahlen zum Europäischen Parlament und des 

damit einhergehenden Wechsels an der Spitze der EU-Organe, ist es an der Zeit, aus 

unseren Erfahrungen zu lernen und auf unseren Erfolgen aufzubauen. 

Wir haben in diesem Mandat viel erreicht. 

Seit 2014 sind 12,6 Mio Jobs in der EU entstanden und 240 Mio Menschen befinden sich in 

Beschäftigung. Ein Rekord. 36 Mio Arbeitsplätze hängen übrigens am Export in die ganze 

Welt, 6,8 Mio davon allein in DE. Auch die Jugendarbeitslosigkeit, die uns lange Sorgen 

bereitet hat, ist in der EU auf ein 10-Jahres-Tief gesunken und die Löhne sind gestiegen.  

Nicht zuletzt dank der 113 Gesetzesinitiativen, die während der Juncker Kommission im 

Bereich Jobs und Wachstum von den drei gesetzgebenden Instanzen verabschiedet wurde. 

Die vielleicht bekannteste und nachhaltigste Initiative war sicherlich der sogenannte 

Juncker-Fonds, also der Eur Fonds für strategische Investitionen, durch den bereits enorme 



400 Mrd an frischen Investitionen mobilisiert wurden. Auch er hatte seinen Anteil daran, 

dass die Investitionslücke geschlossen wurde und Europas Wirtschaft seit über 6 Jahren in 

Folge wächst. Bis 2020 sind 500 Mrd anvisiert, und danach soll der Fonds durch das künftige 

InvestEU Programm abgelöst werden. 

Aber wir haben über den europäischen Tellerrand hinausgewirkt. Als Vorreiter des Pariser 

Klimaschutzabkommens haben wir in der EU unsere 2030er Ziele beschlossen und die 

Vorbereitung auf Klimaneutralität bis 2050 eingeleitet, auch wenn es hier noch Diskussionen 

gibt. Das Verbot von Einwegplastik ist ein besonders eindrückliches Element unseres 

geplanten Umstiegs auf eine Kreislaufwirtschaft in Europa. Und mit unseren 

Handelsabkommen etwa mit Kanada und Japan haben wir nicht nur unseren Unternehmen 

und Konsumenten gewaltige Vorteile eröffnet, sondern auch unsere Umwelt- und 

Sozialstandards exportiert. 

Viele Gesetzesänderungen wie die Abschaffung der Roaming-Gebühren sind für jeden EU-

Bürger ganz deutlich spürbar. Heute können Sie mit einem dt Handyvertrag überall in EU zu 

Tarifen wie zuhause telefonieren und Daten abrufen. Reisen in Europa ist nicht nur freier 

sondern auch viel günstiger geworden. Davon profitiert nicht nur, aber besonders auch die 

Jugend. Mit DiscoverEU haben wir seit letztem Sommer 30.000 jungen Menschen ein Monat 

Interrail-Reisen durch Europa ermöglicht. In den kommenden Jahren sollen es über 1 Million 

18jährige werden, die in diesen Genuss kommen und so Europa kennen und lieben lernen. 

Und 114.000 junge Menschen wollen am neuen Eur. Solidaritätskorps teilnehmen und sich 

in einem anderen EU Land engagieren. Damit haben wir weitere dauerhafte Schienen für die 

Mobilität der Jugend geschaffen neben unserem Leuchtturm-Projekt Erasmus, an dem sich 

schon 10 Mio Studenten, Lehrende, Jungunternehmer und Azubis beteiligt haben. 

Die Juncker-Kommission hat durch ihre Vorschläge Europa zu einem besseren Ort zum 

Leben und Arbeiten gemacht. Grenzüberschreitendes Arbeiten wurde sozialer und fairer, 

etwa durch den Grundsatz „gleicher Lohn für die gleiche Arbeit am gleichen Ort“. Eine neue 

Eur Arbeitsbehörde wird die Zusammenarbeit zwischen den MS bei der 

grenzübergreifenden Durchsetzung des einschlägigen Eu-Rechts fördern und gemeinsame 

Inspektionen erleichtern. Der Datenschutz wurde auf neue Beine gestellt, sodass der Bürger 

heute Rechtehalter an seinen Daten ist. Die DSGVO wird immer mehr zur Referenz für 



andere Staaten und zeigt die europäische Handschrift im Bereich der Digitalisierung. Durch 

die Übertragbarkeit von Online-Diensten können Europäer ihre Online-Abos quer durch 

Europa mitnehmen, was die Hälfte bereits nutzt. Und in 15.000 Gemeinden gibt es dank EU 

Förderung freies Internet, und 3.400 weitere konnten sich eben wieder bei WiFi4EU 

bewerben. 

Besonders viele Fortschritte gab es, auch den Notwendigkeiten geschuldet, bei der inneren 

und äußeren Sicherheit. Im Kampf gegen Terrorismus setzt die EU auf Zusammenarbeit, 

wobei die europäische Ebene Verstärkung liefert, etwa im Kampf gegen die 

Terrorfinanzierung, oder durch die Ausdehnung des Mandats des neuen Eur Staatsanwalts 

auf grenzüberschreitende terroristische Aktivitäten. Noch mehr Fortschritte gab es im 

Verteidigungsbereich, wo durch PESCO ein Durchbruch erzielt wurde, der echte 

Quantensprung aber durch den Eur Verteidigungsfonds erfolgt, der v.a. Mit dem nächsten 

MFR seine volle Wirkung entfalten wird. Auch RescEU möchte ich in dem Zusammenhang 

anführen, das neue Katastrophenschutzverfahren der EU, durch das Reserve-Einsatzmittel 

bereitgestellt werden für den Fall, dass mehrere Katastrophen gleichzeitig bekämpft werden 

müssen. 2019 gibt es ja laut Zeitungsmeldungen schon bisher mehr Waldbrände als 2018… 

Bei allen Initiativen haben wir stets nach dem Grundsatz der Subsidiarität gehandelt. Als die 

jetzige Kommission ihr Mandat angetreten hat, hat sie dieses unter das Motto „big on big, 

small on small“ gestellt. So haben wir uns ganz klar auf die Prioritäten fokussiert und die 

Zahl neuer vorrangiger Initiativen drastisch gesenkt. Während die Vorgänger-Kommission 

jährlich 100 solcher Initiativen vorgeschlagen hat, sind es nun maximal 20 bis 26 pro Jahr 

gewesen. Seit Beginn des Mandats haben wir mehr als 150 Vorschläge vereinfacht und mehr 

als 120 zurückgenommen. Über 50 Rechtsakte wurden aufgehoben, weil weniger mehr ist. 

Und mit dem Subsidiaritätsbericht der Timmermans-Task Force haben wir gezeigt, wie 

Subsidiarität und bessere Bürokratie in Zukunft noch besser gelebt werden kann – 

einschließlich der besseren Einbindung nationaler und regionaler Behörden und Parlamente.  

Bei einigen Initiativen konnten wir unsere Visionen jedoch noch nicht in Gesetze umsetzen, 

dieses „unfinished business“, das uns noch in die kommende Kommission hinein begleiten 

wird. Dazu gehört naturgemäß der nächste Budgetrahmen 2021-27. Hier sind wir in den 

Vorbereitungen in einigen Kapiteln recht weit gekommen, etwa was die Forschung betrifft. 



Doch die großen Brocken Agrar und Regionalpolitik sowie der Gesamtbudgetrahmen gehen 

wohl noch einige Schleifen bis wir im Herbst hoffentlich, wie geplant, eine Einigung erzielen 

können. Wir wollen ja zwischen den beiden Planungshorizonten keine Zeit verlieren und so 

erwartete Förderungen hinauszögern. 

Die größten unerledigten Hausaufgaben liegen im Bereich der Migrationspolitik. Nicht, dass 

wir hier keine Erfolge hätten. Sowohl die Zahl der Erstankömmlinge in Europa als auch die 

Zahl der zu beklagenden Todesopfer im Mittelmeer sind drastisch zurückgegangen. Wir 

unterhalten einen Fonds im Rahmen der EU-Türkei Erklärung, einen regionalen 

Treuhandfonds für Migrations-Projekte im Mittelmeerraum, einen Treuhandfonds für Afrika 

mit 4,2 Mrd Dotierung, und haben Frontex zu einer Grenz und Küstenwache mit mittlerweile 

1.600 Beamten an den Außengrenzen umgebaut. Aber die umfassende Reform des 

Gemeinsamen Eur Asylwesens harrt noch immer ihrer Vollendung. Die von der Kommission 

schon 2016 vorgelegten Vorschläge stellen ein Gleichgewicht zwischen Solidarität und 

Verantwortung her, würden einheitlichere Bedingungen für Schutzsuchende bieten und 

Entscheidungsprozesse beschleunigen. Anreize für Sekundärmigration würden verringert 

und Rückführungen unterstützt. Dennoch scheiterten mehrere Präsidentschaften in Folge 

an einer Beschlussfassung im Rat. 

Für unsere Zukunft müssen wir uns noch ehrgeizigere Ziele setzen und diese umzusetzen. 

Nach dem Motto der EU „In Vielfalt geeint“ liegen unsere Stärken sowohl in unserer Vielfalt, 

als auch in unserer Einheit. Darauf beruhen auch die jüngsten Empfehlungen der Juncker-

Kommission für die strategische Agenda der EU für 2019-2024. Die Staats und 

Regierungschefs haben in der Erklärung von Sibiu diese Elemente aufgegriffen und wollen 

bis zum Juni-Gipfel auf der Basis weiter diskutieren.  

Angesichts der Brexit-Misere, auf die ich einleitend nicht näher eingehen will, da sie nicht 

die Zukunft der EU überschatten soll, ist eine positive Agenda für die EU der 27 vorrangig: 

(1) Erstens brauchen wir ein schützendes Europa, das die Arbeit an einer wirksamen und 

echten Europäischen Sicherheitsunion fortsetzt, vor allem auch hinsichtlich der 

Cyberkriminalität und hybriden Bedrohungen, Stichwort: Zugang zu elektronischen 

Beweismitteln, und eine glaubwürdige Verteidigungsunion auf den Weg bringt. 

Verteidigungszusammenarbeit innerhalb der EU muss von der Ausnahme zur Regel werden 



und wir müssen in unsere strategische Autonomie investieren, nicht gegen die NATO 

natürlich, sondern in voller Komplementarität mit ihr. Und wir brauchen eine Afrika-Politik, 

die Perspektiven auf unserem Nachbarkontinent bietet. Deswegen haben wir nach dem 

Vorbild des Juncker-Plans eine Investitionsoffensive für Afrika auf den Weg gebracht. Diese 

wird dazu beitragen, die Investitionen in Afrika und der EU-Nachbarschaft anzuschieben, 

wodurch bis zu 44 Milliarden Euro mobilisiert werden sollen. Das ist eine langfristige 

Investition in unsere Sicherheit und Stabilität.  

(2) Zweitens brauchen wir ein wettbewerbsfähiges Europa, das den Binnenmarkt in all 

seinen Aspekten umsetzt und das seine Wirtschafts- und Währungsunion vertieft. Dafür 

müssen Forschung und Innovation auf den ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen 

Wandel ausgerichtet werden. Auch der Wandel auf dem europäischen Arbeitsmarkt muss 

unterstützt werden. Ziel sollte es unter anderem sein, eine künstliche Intelligenz made in 

Europe zu fördern, die den Menschen in den Mittelpunkt stellt.  

Ganz zentral sind dabei unsere Forschungspolitik und eine moderne Industriepolitik, für die 

wir Infrastruktur bereitstellen, Innovationsanreize schaffen und ein intelligentes 

Regulierungsumfeld fördern können. Und natürlich müssen wir bereit und in der Lage sein, 

unseren Wettbewerb vor externen oder internen Verzerrungen zu schützen. Unsere 

diesbezüglichen Vorschriften sollten fortlaufend weiter entwickelt werden, auch was etwa 

mehr Reziprozität im Bereich öffentlicher Auftragsvergabe betrifft. 

(3) Drittens brauchen wir ein faires Europa, das zusammen mit den Mitgliedsstaaten daran 

arbeitet soziale Inklusion und Gleichstellung zu erreichen und gemeinsame Werte, auf 

denen die EU beruht, uneingeschränkt zu wahren und zu fördern. Dazu zählt insbesondere 

die Rechtsstaatlichkeit, aber auch andere Elemente wie eine gerechte Steuerpolitik, eine 

zugängliche Gesundheitsversorgung oder erschwinglicher Wohnraum.  

Die Globalisierung ist ein Fakt. Darüber brauchen wir nicht zu streiten. Wir müssen 

sicherstellen, dass Menschen in Europa und Bayern, aber auch die in Kenia, Indien und 

Kolumbien von der Globalisierung profitieren können. Das geht nur, wenn wir unsere 

gemeinsamen, globalen Spielregeln einhalten. Diese Spielregeln sind nicht nur eine Frage 

des Selbstschutzes, sie sichern die Grundfeste des weltweiten freien und fairen Handels.  



Für uns in der EU geht es dabei um nichts Geringeres als die Grundlage unseres 

Geschäftsmodells, das heißt ganz konkret: Bayerische Produkte können nur so lange ihre 

Weltklasse beweisen, solange sie unter fairen und freien Bedingungen und dank Ihrer 

Qualität die Welt erobern können. Das gilt natürlich für deren gesamte 

Wertschöpfungskette. 

(4) Das geht einher mit unserem vierten Punkt, einem nachhaltigen Europa, das sich die 

Bekämpfung des Klimawandels und der Umweltzerstörung auf die Fahne schreibt. Es gilt in 

Europa intensiv an einer ressourceneffizienteren Kreislaufwirtschaft zu arbeiten, auf der 

Basis von grünem Wachstum, und das volle Potenzial einer vollumfassenden Energieunion 

optimal auszuschöpfen. Wir müssen die Diversifizierung unserer Energieversorgung und die 

Vernetzung nationaler Energienetze fortsetzen und den Übergang zu nachhaltigen 

Energiequellen und mehr Energieeffizienz beschleunigen. 

Bereits heute kommt ein Großteil der im Umwelt- und Klimabereich geltenden Gesetze von 

der EU-Ebene, denn der Klimawandel macht sich nichts aus Landesgrenzen. Darauf müssen 

wir weiter aufbauen und als EU weltweites Vorbild sein.  

(5) Fünftens geht es um ein einflussreiches Europa auf internationaler Ebene, das 

konsequent auf eine multilaterale, auf Regeln beruhende Weltordnung pocht und 

international eine Führungsrolle beim Schutz unserer Werte übernimmt. Wir müssen 

weltpolitikfähig werden, das hat Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker bereits vor 2 

Jahren hier in München bei der Sicherheitskonferenz gefordert. Denn in einer Welt, die 

immer mehr aus den Fugen zu geraten scheint, ist Europa als Stabilitäts- und 

Sicherheitsanker wichtiger denn je. Millionen Menschen vertrauen und hoffen auf uns, denn 

wir sind ihre größte verbliebene Hoffnung auf eine bessere Welt. 

Das fängt bereits mit der Stabilität in unserer unmittelbaren und mittelbaren Nachbarschaft 

an. Schon die Aussicht auf eine EU-Mitgliedschaft schafft beispielsweise im Westbalkan 

eine positive Dynamik – auch, weil wir den Ländern auf dem Weg in die Europäische Union 

mit technischem Rat und finanziell zur Seite stehen. Das ist gut für die Region und zu 

unserem Vorteil. Wir alle brauchen Stabilität auf dem Balkan. Schließlich gehört der 

Westbalkan zu Europa und ist ein Markt mit 18 Millionen Verbrauchern – mit Potenzial für 

die Zukunft auch für bayerische Unternehmen. Die Länder der Region handeln im Vertrauen 



darauf, dass wir zu unseren Versprechen stehen. Insbesondere für Nordmazedonien 

erscheint mir geboten, die historische Einigung im Namensstreit auch mit der Aufnahme von 

Beitrittsverhandlungen zu belohnen. Damit beginnt ja erst ein langjähriger Prozess, durch 

den die Länder des Balkans aber unserem Wertehorizont zugeordnet bleiben und nicht der 

Versuchung geopolitischer Mitbewerber erliegen. 

Im Bereich der Außenpolitik ist Europa stärker gefordert denn je. Beim Iran-Abkommen geht 

es um die Nuklearisierung des Nahen Ostens. Bei den Konflikten im Nahen Osten und im 

nördlichenAfrika auch um die Abwendung unmittelbarer Auswirkungen auf unseren 

Kontinent. Und bei der Gestaltung unserer Beziehungen mit den USA, China und Russland 

auch um die Frage, wie sich unser Eur Gesellschaftssystem und Werteverständnis im 21. 

Jahrhundert erhalten lassen können. 

Damit die Europäischen Institutionen diese ambitionierten Visionen umsetzen können, 

müssen sie am Sonntag bei der Europawahl dazu befähigt werden. Damit die EU das Europa 

der Zukunft gestalten kann, ist jede und jeder Einzelne von uns gefragt, denn auch Politiker 

auf Bundes- und Landesebene gehören zum europäischen politischen System und haben 

Mitverantwortung für seinen Erfolg und Misserfolg. Ich danke Ihnen daher für Ihren Einsatz 

um Europa, auch in diesen Tagen in ihren Wahlkreisen. Ich weiss nicht, wie Ihre 

persönlichen Eindrücke sind, aber aus unseren europaweiten Umfragen sehen wir, dass sich 

die Menschen für Europa interessieren und erstmals mehrheitlich das Gefühl haben, ihre 

Stimme zählt etwas. 62% der Europäer halten die EU Mitgliedschaft ihres Landes für eine 

gute Sache, mehr denn je. In DE liegt der Wert sogar bei 81%, der dritthöchste in der EU. 

Das Vertrauen in die EU und ihre Institutionen befindet sich ebenfalls auf einem 

Höchststand. Das EP geniesst soviel Vertrauen der Deutschen wie der Bundestag! All das ist 

ein gutes Fundament für die Europawahlen. Ich denke, wir alle haben im Bereich der 

Kommunikation, Information, auch in der Gegen-Desinformation, und in der Wahlwerbung 

das unsere getan. Jetzt ist der europäische Wähler am Wort und eröffnet den neuen 

institutionellen Zyklus der EU. Der Bayerische Landtag, den Präsident Juncker ja persönlich 

besucht hat, wird auch in der kommenden Periode ein wichtiger Partner für Brüssel bleiben. 

Daher danke ich Ihnen für die bisherige Kooperation und sehe der künftigen entgegen. 

 


